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Stephen Bannon und Gary 
Cohn, allesamt ehemalige 
Manager bei Goldman Sachs, 
in seinen Beraterstab. Obwohl 
der New Yorker Milliardär 

Brav referieren deutsche 
Medien das Merkel-Märchen: 
„Deutschland, das sind wir alle“. 
Es ginge der neuen Regierung 
um den Zusammenhalt in 
der Gesellschaft, behaupten 
angeleinte Chefredakteure von 
„Tagesschau“ bis zum „Allgäuer 
Käsblatt“. Halten wir nun den 
Islam für kerndeutsch oder nicht: 
Darüber darf räsoniert werden.
Einen kleinen Hinweis auf die 
Wirklichkeit liefert Jens Spahn, 
der neue Gesundheitsminister: 
Hartz IV bedeute nicht Armut, 
sagt er und servierte so einen 
Aufreger für die Öffentlichkeit 
und hatte seine Rolle als 
konservativer Rebell aus 
der dritten Reihe erfolgreich 
gespielt. Nebenfragen wurden 
zu Hauptfragen erklärt, und 
während die bekannteren 
Politikdarsteller auf der Berliner 
Bühne die bekannten Texte 
ablieferten, schlich die eigent-
liche Personalie am Pförtner 
vorbei: Jörg Kukies aus Rhein-
land-Pfalz wird Staatssekretär 
im Finanzministerium.
Jörg wer? Der ehemalige Juso-
Landeschef ist zudem angeblich 
ein ehemaliger Angestellter von 
Goldman Sachs, jener Krake, die 
sich mit und in der Finanzkrise 
im Herbst 2007 dumm und 
dämlich verdiente, während 
Millionen von Kleinsparern 
in den Abgrund blicken 
durften: Existenzvernichtung 
und Selbstmorde waren die 
bekannten Folgen.
Von strafrechtlichen Folgen 
für die Verursacher hat man 
weniger gehört. Im Gegenteil: 
Nach seiner gewonnenen Wahl 
holte der heutige US-Präsident, 

und ist dem Staat noch rund 
zwei Milliarden Rettungs-Euro 
schuldig. Da muss sich doch 
ein Weg finden lassen, der 
die Rückzahlung vermeidet 

Donald Trump vorher in einem 
Wahl-Spot die Bank und ihren 
Vorstandsvorsitzenden Lloyd 
Blankfein beschuldigte, die 
amerikanische Arbeiterklasse 
zu berauben. Auch deshalb 
darf man die Ehemaligkeit des 
früheren Co-Chefs der US-
Investmentbank in Deutschland 
und Österreich, Kukies, nicht so 
ernst nehmen. Denn bald steht 
der Verkauf der Commerzbank 
an: Da hat der deutsche Staat 
als Teilhaber und Schuldner was 
zu sagen. Goldman Sachs hat 
schon sein Interesse bekundet. 
Dieses Interesse lässt sich doch 
aus dem Finanzministerium 
heraus bestens steuern.
Die Commerzbank gehörte 
zu den Banken, die „gerettet“ 
werden mussten. Sie hatte sich 
im Dezember 2008 am Kauf 
der Dresdner Bank verschluckt 

und den voraussichtlich 
neuen Eigentümer, Goldman 
Sachs, nicht mit lästigen 
Schulden belastet. In der 
Stellenbeschreibung von 
Jörg Kukies wird das künftige 
Aufgabenfeld mit den Stich-
worten „Finanzmärkte und 
Europapolitik“ beschrieben. Kein 
Wunder, dass die Deutschen 
den Wechsel von Kukies 
aus der Finanzbank auf die 
Regierungsbank mit immerhin 
64,9 Prozent ablehnen. Trotz 
Merkels Märchenstunde und 
devoter deutscher Medien kön-
nen erfreulich viele Normalbürger 
die gesellschaftliche Wirklichkeit 
noch erkennen. 
In der wortreichen Regierungs-
erklärung der GroKo-Merkel gibt 
es fünf Punkte, die ihr besonders 
wichtig sind. Die Wörter arm und 
reich kommen in ihnen nicht vor. 

Die Goldman-Regierung
„Deutschland sind wir alle“

Von Uli Gellermann

Immerhin quält sie sich diesen 
Satz ab: Kinderarmut sei eine 
Schande, sagt sie lapidar. Zur 
Beseitigung der Schande sieht 
sie ein „Baukindergeld“ vor. 
Wer ausreichend Geld zum 
Bauen hat, soll demnächst 
einen Förderbetrag je Kind 
von höchstens 12.000 Euro 
bekommen. Wer die aktuellen 
Grundstückspreise kennt, kann 
den Deutschen nur ganz viele 
Kinder wünschen.
„Wir wollen als Bundesregierung 
die Spaltung überwinden und 
einen neuen Zusammenhalt 
schaffen“, behauptet die 
Bundeskanzlerin in ihrer 
Erklärung. Die Spaltung des 
Landes in Gewinner und Verlierer 
thematisiert die Frau nicht. Statt 
dessen bekommen die Gewinner 
noch einen beamteten Vertreter 
in der Regierung. So muss der 
Satz „Deutschland, das sind wir 
alle“ anders gelesen werden: 
Deutschland ist wirklich alle.
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Nach den abgebrochenen Jamaika-Koalitionsgesprächen nutzte 
DGB-Vorsitzender Reiner Hoffmann (SPD) eine DGB-Konferenz 
Berlin-Brandenburg, um vehement für eien Große Koalition zu 
werben. Dies missfiel nicht nur uns als QUERKÖPPE-Redaktion, 
sondern auch etlichen anderen engagierten ver.di-Mitgliedern.

Hoffmann erweckte bei seinen Äußerungen den Eindruck, dass 
die gesamte deutsche Gewerkschaftsbewegung hinter der Großen 
Koalition stünde. Dabei gab und gibt es dazu keine Diskussionen 
und einheitliche Meinungen in den Einzelgewerkschaften. Damit 
hat er eindeutig nicht in unserem Namen gesprochen.

Dierk Hirschel, Bereichsleiter der ver.di-Wirtschaftspolitik, hatte 
bereits kritisch analysiert, dass durch den Koalitionsvertrag 
das weitere Absinken der Tarifbindung drohe und mit der 
Minijobausweitung die prekäre Beschäftigung gefördert 
würde. Erschwerend kommt nun hinzu, dass schwarz-rote 
Steuersenkungen die öffentlichen Kassen plündern.

An zahlreichen Beispielen lässt sich dokumentierten, dass 
etliche Ziele der vorigen GroKo nicht realisiert wurden und bei 
den jetzigen Koalitionsverhandlungen hehre SPD-Forderungen 
von den Unionsparteien eliminiert oder weichgespült wurden. 
Dazu gehörten unter anderem auch die Gesundheits- und 
Rentenregelungen. Vielmehr wurde zwischen den GroKo-
Mitgliedern eine Tariföffnungsklausel im Arbeitszeitgesetz 
vereinbart, mit der im Namen von Flexibilität der Weg für eine 
Durchbrechung der gesetzlichen 40-Stunden-Woche und des 
8-Stunden-Tages geöffnet wird. Damit wird eindeutig eine 
historische Errungenschaft der Arbeiterbewegung geopfert.

Auch deswegen appellieren wir als Redaktion nachdrücklich 
an Reiner Hoffmann, dass die deutschen Gewerkschaften ihre 
Unabhängigkeit bewahren müssen – egal gegenüber welcher 
Regierung, wie es im Paragraf 2b der DGB-Satzung festgelegt 
wurde. Schließlich geht es darum, als Gewerkschaften zu 
handeln, die allein der Interessenvertretung ihrer Mitglieder 
verpflichtet ist. Es ist wünschenswert und erforderlich, dass sich 
die Spitzenvertreter der Gewerkschaften an diese überparteilichen 
Grundsätze halten und dies auch bei öffentlichen Auftritten 
unmissverständlich artikulieren.

Nicht in unserem Namen
QUERKÖPPE-Meinung

Rudolf Peter wurde in Podersam 
bei Saaz/Sudeten am 2. Oktober 
1889 geboren. Er war Buchbin-
der von Beruf und im Verband der 
Buchbinder und Papierverarbeiter 
organisiert.
Er lebte ab 1934 in Berlin und arbei-
tete beim Deutschen Verlag, dem 
„arisierten“ ehemaligen Ullstein 
Verlag. Dort gehörte er neben dem 
Packer August Mikutta zu einer „il-
legalen“ Gewerkschaftsgruppe der 
Saefkow-Jacob-Bästlein-Organi-
sation um den Buchbindemeister 
Wilhelm Selke.
Die Gruppe sammelte Geld für 
den Aufbau der Widerstandsorga-
nisation, sabotierte die Produktion 
von Nazi-Schriften und verbreitete 
illegale Schriften. So wurden Flug-

blätter wie „An die Arbeiterinnen 
und Arbeiter in Berlin“ und „Zehn 
Fragen an den gesunden Men-
schenverstand“ in die Bücher des 
Verlages geschmuggelt. Peter war 
an der Kontaktaufnahme des sozi-
aldemokratischen Gewerkschafts-
sekretärs August Imhof mit dem 
Widerstand beteiligt. 
Durch Verrat flog die Widerstands-
organisation auf. Rudolf Peter wur-
de am 28.8.1944 verhaftet und am 
18.1.1945 vom Volksgerichtshof zu 
vier Jahren Zuchthaus und vier Jah-
ren Ehrverlust verurteilt. 
Zur Strafverbüßung wurde er am 
2.2.1945 ins Zuchthaus Branden-
burg-Görden gebracht. Hier wurde 
er gefoltert und starb am 2.3.1945 
an den Folgen.

Stolperstein für Rudolf Peter
Anfang November vergangenen 
Jahres wurden in Berlin-Neu-
kölln 16 Stolpersteine rausgeris-
sen und gestohlen. Vermutlich 
von rechtsextremen Tätern. Zu 
den entwendeten Stolpersteinen 
gehörte auch der Stolperstein 
für den Buchbinder Rudolf Pe-
ter. Diesen Stein hatte der ver.
di-Landesfachbereich Medien, 
Kunst und Industrie im Jahr 2008 
gestiftet. Nachdem die Taten 
öffentlich wurden, wurden aus 
dem Kreis des ver.di-Landes-
fachbereichsvorstands umge-
hend die Kosten für einen neuen 
Stolperstein übernommen. Rudolf Peter, Buchbinder
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Verleugnete Armut
Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn hat sich zum Arbeitslosen-
geld II geäußert: „Hartz IV bedeutet 
nicht Armut, sondern ist die Ant-
wort unserer Solidargemeinschaft 
auf Armut.“ Diese Sozialleistung sei 
„aktive Armutsbekämpfung“.
Nach international anerkannten 
Maßstäben gilt als armutsgefähr-
det, wer im Haushalt über weniger 
als 60 Prozent des mittleren Ein-
kommens verfügt. Das waren 2016 
monatlich 1.064 Euro bei Alleinle-
benden, immerhin fast 16 Prozent 
der Bevölkerung in Deutschland.
Besonders betroffen sind Alleiner-
ziehende, Migrantinnen, Rentner. 
Und die Zahl der Armutsgefährde-
ten steigt seit Jahren an, auch weil 

der Hartz-IV-Regelsatz zu niedrig 
ist, um das Existenzminimum zu 
sichern. Gewerkschaften und So-
zialverbände weisen schon lange 
darauf hin. So stehen zum Beispiel 
einem alleinstehenden Grundsiche-
rungs-Empfänger für Nahrungsmit-
tel nur 4,58 Euro täglich zur Ver-
fügung. Ein dreizehnjähriges Kind 
bekommt täglich nur 0,88 Euro für 
seine Teilnahme an Mobilität und 
Verkehr.

Der Fehler liegt im System: Die 
Regelsatzberechnung erfolgt seit 
Jahren nach unsauberen und frag-
würdigen Methoden. Eine Korrek-
tur wäre hilfreicher und gerechter, 
als populistisch wie Spahn auf die 
Schwächsten einzudreschen. ver.di

Dorothea Schirmacher
Wir trauern um unsere Kollegin, die jahrelang als Mitglied des Vor-
standes der SeniorInnengruppe im Fachbereich Medien, Kunst und 
Industrie im Landesbezirk Berlin-Brandenburg tätig war.

* 2. Juni 1940                   †8. Februar 2018
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Es geht in diesem Artikel tatsäch-
lich um Schulen und somit nicht 
unbedingt um ein Seniorenthema. 
Wenn man sich aber vor Augen 
hält, dass hier in Berlin schon bald 
der bundesweit erste größere Ein-
stieg in die Privatisierung öffentli-

cher Schulen erfolgen könnte, sieht 
die Sache schon ganz anders aus. 
Schließlich beträfe eine solche Ent-
wicklung nicht nur die Enkelkinder, 
sondern – zumindest indirekt auch 
alle anderen BürgerInnen dieser 
Stadt.
Deshalb macht es Sinn, sich mit 
den Plänen des Senats ein wenig 
genauer zu befassen. Fakt ist, dass  
– nach jahrelanger Vernachlässi-
gung – viele Schulen in Berlin drin-
gend saniert oder sogar ganz neu 
gebaut werden müssen. Bis hierhin 
kann dem Senat nur zugestimmt 
werden, was aber nicht für das zu-
gehörige und mit vielen Risiken be-
haftete Finanzierungsmodell gilt.

Im Rahmen der vom Senat im 
April letzten Jahres ausgerufe-
nen „Schulbauoffensive” soll – zur 
Umgehung der ab 2020 geltenden 
Schuldenbremse – die erforder-
liche Aufnahme von Krediten zu 
einem großen Teil über die landes-
eigene Wohnungsbaugesellschaft 
HOWOGE  erfolgen. Um welche 
Summen es dabei gehen kann, ver-
deutlich das schon im Vorfeld auf 
zirka 5,5 Mrd. Euro veranschlagte 
Gesamtvolumen.

Nun ist es aber so üblich, dass 
Banken für die Gewährung von 
Krediten nicht nur Zinsen, sondern 
auch die Bereitstellung von Sicher-
heiten verlangen. Zu diesem Zweck 
sollen die besonders „kosteninten-
siven” Schulen der bisherigen be-

Droht die Privatisierung öffentlicher Schulen?
Zur “Schulbauoffensive” des Berliner Senats

Von Magda von Garrel *

* Magda von Garrel ist Politologin, Sonderpädagogin, Autorin und Mitglied des zu GiB gehörenden Berliner „Schultisches”

zirklichen Zuständigkeit entzogen 
und für einen Zeitraum von 25 bis 
32 Jahren in die Zuständigkeit der  
HOWEGE überführt werden. Da-
bei sind die anschließend von den 
Bezirken zu zahlenden Mieten (für 
die ihnen eigentlich gehörenden 
Immobilien!) als Sicherheiten für 
die Banken vorgesehen.
Dieser Vorgang ist an sich schon 
fragwürdig genug, aber es geht 
noch weiter: Im Wissen, dass die 
von der HOWOGE zu zahlenden 
Zinsen immer höher sind als die 
für öffentliche Anleihen fälligen 
Zinsen, bietet der Senat einen 
Einredeverzicht an. Was damit ge-
meint ist, wird in dem Mitte Februar 
2018 vorgelegten Eckpunktepapier 
deutlich, in dem es heißt, dass „zur 
Erreichung kommunalkreditähnli-
cher Konditionen” gegenüber den 
Banken auf Einreden gegen den 
Mietvertrag und die daraus resul-
tierenden Zahlungsverpflichtungen 
verzichtet wird.

Mit anderen Worten schlägt der 
Senat den Banken eine Art Tausch-
geschäft vor: Absenkung des Zins-
niveaus für die von ihm gewährte 
Zahlungsgarantie. Diese Garantie 

bedeutet, dass Zahlungen auch 
dann nicht eingestellt werden dür-
fen, wenn gravierende Baumängel 
auftreten. Damit beraubt sich das 
Land des letzten Druckmittels zur 
Begrenzung auftretender Schäden, 
während die Banken ohne jedes 

Risiko auf Jahre hinaus ein äußerst 
lukratives Geschäft betreiben kön-
nen. 
Und was hat das nun alles mit ei-
nem Einstieg in die Privatisierung 
öffentlicher Schulen zu tun? Ganz 
einfach: Die HOWOGE  ist tatsäch-
lich ein kommunales Wohnungsun-
ternehmen des Landes Berlin, aber 
eben eine GmbH. Somit kommt 
die Übertragung von Schulen in 
ihre Zuständigkeit einer formellen 
Privatisierung gleich und zwar ein-
schließlich aller sich daraus erge-
benden „Besonderheiten”. 
Um nur ein paar Beispiele zu nen-
nen: Jede GmbH muss Gewinne 
erwirtschaften, was in diesem 
Zusammenhang schnell - wie es 
im hessischen Offenbach bereits 
geschehen ist - auf drastische Mie-
terhöhungen und am Ende auf eine 
totale Verarmung einer Gemeinde 
(bzw. eines Bezirks) hinauslaufen 
kann.
Allen Rettungsversuchen zum Trotz 
kann eine GmbH pleite gehen und 
auch selbst verkauft werden. In ei-
nem solchen Fall würden es die der 
HOWOGE übertragenen Schulen 
mit ganz anderen Investoren zu tun 

haben, die hauptsächlich an der 
wirtschaftlichen Verwertbarkeit von 
Schulgebäuden und -grundstücken 
interessiert sein dürften. 
Wichtig ist auch, dass GmbHs und 
erst recht die später möglichen 
Öffentlich-privaten Partnerschaf-
ten (ÖPPs) auf der Grundlage von 
Geheimverträgen arbeiten, die 
von der Bürgerinnen und Bürgern 
überhaupt nicht kontrolliert werden 
können. Das bedeutet, dass wir es 
mit hoch riskanten und zugleich 
sehr langfristigen Geschäften zu 
tun haben, für die am Ende immer 
die SteuerzahlerInnen sozusagen 
„blind” gerade stehen müssen. Und 
das trotz der äußerst schlechten 
Erfahrungen mit der Degewo, dem 
Bankenskandal oder dem Flugha-
fen BER. 
Vor diesem Hintergrund sollte sich 
der Senat eigentlich um größtmög-
liche Transparenz bemühen, geht 
aber statt dessen äußerst verbis-
sen mit den Kritikern des in Berlin 
anstehenden Einstiegs in die Priva-
tisierung öffentlicher Schulen um. 
Die von der Inintiative „Gemeingut 
in BürgerInnnenhand“ (GIB) kom-
menden Gefahrenhinweise werden 
von ihm entweder geleugnet oder 
heruntergespielt. Außerdem erhält 
die GiB nur dann ein Anhörungs-
recht im Abgeordnetenhaus, wenn 
es ihr gelingt, hierfür im Rahmen 
rer Volksinitiative „Unsere Schulen” 
20 000 Unterschriften zu sammeln. 
Auch angesichts der bundeswei-
ten Bedeutung hinsichtlich des 
drohenden Abbaus eines weiteren 
zentralen Bereichs der öffentlichen 
Daseinsvorsorge rufen wir an die-
ser Stelle zu einer Mitbeteiligung 
an der von GiB gestarteten Volks-
initiative auf. Besonders einfach ist 
dies durch ein Herunterladen von 
Unterschriftenlisten möglich (sie-
he Link am Ende des Artikels), die 
anschließend im Freundes- oder 
Bekanntenkreis ausgefüllt und an 
die angegebene GiB-Adresse ge-
schickt werden können. Jede Stim-
me zählt, aber auch jede Weiterga-
be von Informationen, damit Berlin 
nicht noch einmal in ein jahrzehn-
telanges und äußerst kostspieliges 
Desaster schliddert.
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→ Unterschriftenliste

https://www.gemeingut.org/wp-content/uploads/2018/01/Unterschriftenliste_Volksinitiative_Unsere_Schulen.pdf
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Strukturreform bei ARD und ZDF

Luft zum Atmen oder Grab?
Wolfhard Besser

Sichtlich erleichtert waren 250 Kol-
leginnen und Kollegen aus öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
sowie Gewerkschafter der Medi-

enbranche, dass zwei Drittel der 
Schweizer Eidgenossen  bei  der 
Volksabstimmung Anfang März ge-
gen die Abschaffung der Rundfunk-
gebühren votiert hatten und somit 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
dort erhalten bleibt. 
Dieser Fakt stand am Beginn ei-
ner Medienpolitischen Tagung von 
ver.di und DGB am 7. März  2018, 
die auch die in der Überschrift ge-
nannte Frage aufwarf. Denn auch 
hierzulande ist eine ähnliche Dis-
kussion um die Rundfunkgebüh-
ren angeschoben worden, was 
zur Folge haben könnte, ARD und 
ZDF abzuschaffen oder zumindest 
zusammenzulegen (CSU) bzw. nur 
noch auf die Grundversorgung zu 
dezimieren. Diese Stimmen kom-
men vor allem von der AfD und teil-
weise FDP. Zeitungsverleger sind 
auch nicht gerade Freunde des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 
Und in Österreich steht der ORF 
unter Beschuss der Konservativen.
In seinen einleitenden Worten 
wies deshalb Frank Wernecke, 
stellvertretender ver.di-Vorsitzen-
der, darauf hin, dass konservative 
Kreise der Meinung seien, das 
Internet solle doch Anstelle des 

öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
dessen Aufgabe übernehmen. 
Aber, so der Redner, über dieses 
Medium sei keine grundsätzliche 

Berichterstattung möglich. Deshalb 
brauche das Land ARD, ZDF und 
das Deutschlandradio. Da sich die 
Diskussion immer wieder um die 
Rundfunkgebühren drehe und eine 
Ankündigung im Raum stehe, diese 
müssten ab 2020 erhöht werden, 
weil die zusätzlichen Einnahmen 
aus der Gebührenreform 2012 auf-
gebraucht sein werden. Deshalb 
stehe die Notwendigkeit an, die 
Kosten zu senken durch mehr Ko-
operation, Arbeitsverdichtung und 
weniger Personal.
Letztere Prämisse hätte allerdings 
zu Folge: Weniger Vielfalt in den 
Programmen. Darum müsse der 
jetzt als „Haushaltabgabe“ be-
nannte Beitrag  wieder steigen. Er 
könnte dann um 1,50 bis 1,70 Euro 
angehoben werden. 
Derzeit produzieren ARD, ZDF und 
das Deutschlandradio täglich 2.200 
Sendestunden; sie liefern etwa 40 
Prozent aller Informationen. Darauf 
dürfe man nicht verzichten, erklär-
te der Chef der Staatskanzlei und 
Kulturminister von Sachsen-Anhalt, 
Rainer Robra. Allerdings seien 
ARD und ZDF nicht der Weisheit  
letzter Schluss. Der private Rund-
funk könne die Grundversorgung in 

allen Teilen nicht leisten. Deshalb 
komme der angedachten Struktur-
reform des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks große Bedeutung zu, 

ergänzte Heike Raab, Staatsse-
kretärin und Bevollmächtigte des 
Landes Rheinland-Pfalz u. a.  für 
Medien und Digitales. Wer ARD 
und ZDF abschaffen will, reduziere 
auch umfangreiche Informationen 
und Regionales. Deshalb müsse 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
so aufgestellt sein, dass er sich 
in der medialen Welt behaupten 
kann.
Von den auf dem Podium disku-
tierenden Teilnehmern kam immer 
wieder der berechtigte Hinweis, 
man müsse bei den Anstalten gut 
überlegen, wie noch effektiver zu 
agieren sei. Personalabbau führe 
unweigerlich zu einem schlechte-
ren Angebot - ohne genügend  Per-
sonal gehe es nicht. 
Die ARD bestreitet etwa 26 Pro-
zent des Programms durch Eigen-
produktionen. Deshalb machte die 
Personalratsvorsitzende von Ra-
dio Bremen, Gaby Schuylenburg, 
darauf aufmerksam, dass schon 
durch rigorose Sparmaßnahmen 
die Kosten gesenkt wurden. Kön-
ne aber Arbeitsverdichtung und 
Personalabbau die Zukunft sein? 
Allerdings müssten die Beschäftig-
ten die neu entwickelten Ideen mit-

tragen, sonst funktionieren die Vor-
haben nicht. Hier komme auch der 
Politik eine besondere Verantwor-
tung zu: Sie müsse sich der Kritik 
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
system stärker stellen. Dann würde 
auch die Bevölkerung eventuelle 
Beitragserhöhungen akzeptieren.
Kritisiert wurde vom Staatssekretär 
aus Sachsen-Anhalt, Rainer Robra, 
dass in den ARD-Programmen zu 
wenig ostdeutsche Themen vorkä-
men. Da habe der MDR im ARD-
Verbund einen schweren Stand. 
In der sehr lebhaften Diskussion 
bemerkte der Chefredakteur des 
Rundfunks Berlin-Brandenburg 
(rbb), Christoph Singelnstein, dass 
1990/91  politischen Kräfte der Bun-
desländer Sachsen, Thüringen und 
Sachsen-Anhalt  eine gemeinsame 
starke ostdeutsche ARD-Sende-
anstalt (aller neuen Bundesländer) 
verhindert hätten. Aber dieser Ein-
wand ging in der erhitzten Debatte 
leider unter.

Ergänzend warf die ARD-General-
sekretärin, Dr. Susanne Pfab, die 
Fragen in die Diskussion: Spiegelt 
die ARD alle Seiten des Lebens 
wider?  Sind die Regionen gut be-
rücksichtigt? Wie bringt die ARD 
den gesellschaftlichen Diskurs 
voran? Bei jungen Leuten stünde 
der Gebrauch des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks ganz unten. Sie 
bedienten sich der digitalen und 
sozialen  Medien. Aber die könnten 
nicht die Grundversorgung, den 
öffentlichen Meinungsstreit und 
die politisch-wirtschaftliche Unab-
hängigkeit bieten. ARD und ZDF 
seien die Einzigen, die den Bil-
dungs- und Informationsauftrag er-
füllen. Deshalb sei ein Nachdenken 
erforderlich, wie die Möglichkeiten 
der Digitalisierung genutzt wer-
den müssen, um den Auftrag laut 
Gesetz zu guter und umfassender 
Information, Bildung, Unterhaltung 
und Ratgeber besser umzusetzen.

Alle Details dieses Abends können 
hier nicht wiedergegeben werden. 
Zum Schluss nur noch zwei  Aus-
sagen, die zur Abrundung dieses 
Berichtes den Schlusspunkt set-
zen: In Deutschland gäbe es 6000 
periodische Zeitschriften. Dies sei 
weltweit einmalig, wie auch der 
öffentlich-rechtliche Qualitätsrund-
funk. Wie müssen sich ARD und 
ZDF weiterentwickeln, um sich vom 
privaten Rundfunk abzugrenzen 
und zukunftsfähig zu sein? Beant-
worten wird das die Zukunft, ob 
es Luft zum Atmen gibt oder sich 
die Öffentlich-rechtlichen ihr Grab 
schaufeln.
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Gewerkschaftsfeindlich im Arbeitskampf
Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam *

Tendezielle Berichterstattung in ARD-aktuell

Gleich am ersten Tag des Eisen-
bahnerstreiks meldete die ARD-
aktuell in der Tagesschau-Haupt-
ausgabe um 20 Uhr: “Schwarzer 
Tag für Frankreich”. Damit war die 
Perspektive auf das Geschehen im 
Nachbarland festgelegt. Das Kron-
juwel des deutschen Qualitätsjour-
nalismus informierte, die Streiken-
den wollten die “Kraftprobe mit 
Macron”, seien gegen “die Öffnung 
der französischen Bahngesellschaft 
für private Anbieter”, wehrten sich 
gegen die “Abschaffung zahlrei-
cher Privilegien”. Dieser parteiische 
Stil prägte die Berichterstattung am 
3. und 4. April in Tagesschau und 
Tagesthemen.
Ein Journalist, der soziale Errun-
genschaften, die von der Arbeit-
nehmerschaft in Generationen 
erkämpft wurden, als “Privilegien” 
klassifiziert, der nimmt auf ebenso 
subtile wie wirksame Art Partei. Er 
missdeutet einen Abwehrkampf ge-
gen Billiglöhne und Arbeitsplatzver-
lust als amoralische Besitzstand-
wahrung – Botschaft im Kontext: 
in Zeiten, in denen alle den Gürtel 
gefälligst enger schnallen sollen.
Sachliche und distanzierte Bericht-
erstattung über Arbeitskämpfe und 
Klassengegensatz wären geboten, 
erst recht, wenn es um mehr als nur 
ein paar Lohnprozente geht. Doch 
steht gerade die seriöse Nachrich-
tengestaltung über Arbeitskämpfe 
nicht in guter ARD-aktuell-Traditi-
on. Besonders dann nicht, wenn 
Gewerkschaften es dabei als ihr 
selbstverständliches Recht anse-
hen, für die Bewahrung einer dem 
Volk gehörenden Staatsbahn vor 
Privatisierung mit all deren schäd-
lichen Folgen für die Beschäftig-
ten wie für die Bahnkundschaft 
einzustehen. Das kennen wir aus 
dem Kampf um die Privatisierung 
staatlicher deutscher Betriebe zur 
Genüge.
ARD-aktuell berichtete nun zwar 
über die Forderungen der fran-
zösischen Gewerkschaften und 
über die Grunddaten des Konflikts 
halbwegs vollständig. Doch ge-
schah das in einem durchgehend 
negativ besetzten Kontext: Zug-
verspätungen, kurzfristige Fahrpla-
nänderungen, Behinderungen für 
die Bahnkunden, Gefährdung des 

Transportwesens, Verkehrschaos 
mit existenziellen Schädigungen 
für das Gemeinwesen. Von einer 
sauberen und neutralen Trennung 

nach Ursachen und Zielsetzun-
gen, Motiven und Wirkungen des 
Arbeitskampfes konnte keine Rede 
sein. Unverkennbar war der Blick-
winkel der ARD-aktuell dabei: Die 
Agenda 2010 für Deutschland dien-
te als ideeller Vergleichsmaßstab.
Der Redaktion ging es offenbar dar-
um, den Merkel-Freund Macron von 
kritischer Betrachtung seiner ar-
beitnehmerfeindlichen neoliberalen 
Gesetzgebung zu verschonen, so 
gut es eben noch ging. Die Streik-
berichte kamen, wenn überhaupt, 
an beiden Tagen nur unter “ferner 
liefen” in den Sendungen vor. 
Unerwähnt wesentliche Details: Ein 
Eisenbahner vom Pariser Bahnhof 
Saint-Lazare – einem der Haupt-
knotenpunkte des Regionalverkehrs 
– wurde nach seiner Teilnahme am 
Streik sehr öffentlichkeitswirksam 

von der Polizei verprügelt. Im Auf-
trag der Unternehmensleitung der 
Staatsbahn SNCF sprengte ein 
privater Sicherheitsdienst in Lyon 

* Volker Bräutigam, begann seine journalistische Arbeit bei Tageszeitungen in Süddeutschland und landete schließlich beim NDR in Hamburg. 1975-
84 Redakteur der Tagesschau, bis 1995 in der N3-Hauptabteilung Kultur. Friedhelm Klinkhammer, Jurist, von 1975 bis 2008 festangestellt beim NDR. 
Gesamtpersonalrats- und ver.di-Vorsitzender, zeitweise im NDR-Rundfunk- und Verwaltungsrat.

unter brutalem Gewalteinsatz eine 
Streikversammlung auf dem Bahn-
hofsgelände.
Es gab auch in Paris Polizeiangrif-
fe auf Streikversammlungen und 
Festnahmen von Streikenden. Die 
französische Entwicklung Richtung 
Polizeistaat wurde wider einmal un-
terstrichen.
Zum Formalen: Am 3. April be-
richtete die 20-Uhr-Ausgabe der 
Tagesschau erst am Schluss der 
Sendung mit einem Beitrag von 
1’32” Länge im Stil “Schwarzer Tag 
für Frankreich”. Die Tagesthemen 
brachten dieses Tagesthema gar 
nicht. Börsennachrichten, Ereig-
nisse in den USA, eine werbende 
Spielfilmkritik hatten Vorrang. Ähn-
lich am 4. April: Da dominierten 
höfische Berichte wie der über den 
Jordanienbesuch des Außenminis-

ters Maas. Der Bahnstreik in Frank-
reich bekam nur ein paar Sekun-
den, und wieder standen dabei die 
Verkehrsbehinderungen im Vorder-

grund. Die geplante Zerschlagung 
der französischen Bahn erhielt an 
diesem Abend ein verschleierndes 
Etikett: Vom „Umbau“ war diesmal 
die Rede.

Fazit: ARD-aktuell verstand sich 
auf staatstragende Nachrichtenge-
staltung und Rücksicht auf politi-
sche Belange in der Beziehung zwi-
schen Kanzlerin Merkel und dem 
“Modernisierer” Macron. Der Tenor 
über den Arbeitskampf um die fran-
zösische Bahn war entschieden 
gewerkschaftsfeindlich. Feindselig 
wie von aller Streikberichterstat-
tung der ARD-aktuell gewohnt. So 
haben wir im Monat März gerade 
einmal 90 Sekkunden über den 
gesamten bisherigen ver.di-Streik 
im Öffentlichen Dienst gesehen – 
Börsennachrichten demgegenüber 
mindestens 960 Sekunden.
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Lesung Verband Deutscher Schriftsteller 
Donnerstag, 19. April, um 18 Uhr
Aziz Tunc liest aus seinem Buch „Töte du 
mich“ und spricht über die derzeitige Situ-
ation in der Türkei.

Tag der Pressefreiheit
Donnerstag, 3. Mai, um 18 Uhr
Podiumsdiskussion  mit  Ebru  Tasdemir,  
Journalistin, und weiteren Gästen
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   Unter Druck –
   Journalisten im
   Visier
     Das Beispiel Türkei

    Öffnungszeiten
    montags und freitags 14–16 Uhr
    dienstags 17–19 Uhr
    donnerstags 14–18 Uhr

    MedienGalerie
    Dudenstraße 10
    10965 Berlin → MedienGalerie

  ► Niedriglöhne, Mini- und Midijobs sind keine Perspektive für die Zukunft: Schluss damit! Sie gehören   
       abgeschafft nicht ausgeweitet! Die Schonzeit für die Arbeitgeber ist vorüber!

  ► Überstunden und Überlastung im öffentlichen Dienst gehören abgeschafft ! Wir fordern mehr Personal!

  ► Finger weg vom Arbeitszeitgesetz – mehr Mitbestimmung der Beschäftigten bei ihrer Arbeitszeitplanung!

  ► Investiert endlich in bessere Bildung und Infrastruktur. Sofort!

  ► Eine Lohnlücke von 21 Prozent bei der Bezahlung von Frauen ist ungerecht. Beendet das!
 
  ► Arbeitgeber, die aus der Tarifbindung flüchten, verweigern gerechte Löhne. Verbietet es ihnen!

  ► Reiche müssen mehr tragen als Arme – wir fordern ein gerechtes Steuersystem. Jetzt!

  ► Europa ist ein fantastisches und einzigartiges Projekt, es darf nicht scheitern. Stärkt ein soziales und   
       solidarisches Europa!

Dafür gehen wir am 1. Mai auf die Straße – mit Dir! Der 1. Mai ist unser Tag der Solidarität.
Wir demonstrieren gegen Krieg und Intoleranz, Rassismus und Rechtspopulismus.

Die Große Koalition hat sich für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer einiges vorgenommen. Aber das reicht nicht. Wir 
wollen mehr soziale Gerechtigkeit, mehr solidarische Politik, 
mehr Förderung der Vielfalt. Wir werden die Bundesregierung 
drängen, die politischen Weichen in die richtige Richtung 
zu stellen: Solidarität statt gesellschaftliche Spaltung und 
Ausgrenzung, klare Kante gegen Rassismus und extreme 
Rechte. Wir wollen, dass niemand sich fragen muss, ob der 
Arbeitsplatz sicher ist, ob das Geld und später die Rente 
reichen. Wir wollen, dass mehr Beschäftigte den Schutz 
von Tarifverträgen genießen, und mehr Mitbestimmung in 
den Betrieben und Verwaltungen. Wir wollen ein gerechtes 

Steuersystem, mit dem eine solide Infrastruktur und bezahlbare 
Wohnungen finanziert werden, und einen öffentlichen Dienst, 
der seine Aufgaben gut erfüllen kann. Wir wollen gute Bildung 
für alle Kinder. Sie haben ein Recht darauf. Rentnerinnen 
und Rentner sollen in Würde altern können. Diese Koalition 
muss ihre Vorhaben bei der Pflege, bei der Beschäftigung 
von Langzeitarbeitslosen, bei der sachgrundlosen Befristung, 
bei dem Rückkehrrecht auf Vollzeit, bei den Investitionen in 
Bildung, Wohnungen und Infrastruktur schnell und vollständig 
umsetzen. Das kann aber nur der erste Schritt sein. Sie 
muss mutiger werden! Wir stehen für Solidarität, Vielfalt und 
Gerechtigkeit. Dafür kämpfen Gewerkschaften!

Im Wortlaut

Aufruf des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Tag der Arbeit 2018
 Wir stehen für Solidarität, Vielfalt und Gerechtigkeit. Dafür kämpfen Gewerkschaften!

http://www.mediengalerie.org/vorschau.html
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Zum zweiten Mal findet von Freitag, dem 1. Juni, bis Sonn-
tag, dem 3. Juni 2018, das Festival „Offenes Neukölln“ 
statt – für ein vielfältiges und solidarisches Neukölln. Alle 
NeuköllnerInnen und Gäste sind herzlich eingeladen, drei 
Tage lang gemeinsam zu feiern und zu diskutieren. jf/onk
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Horst Bosetzky, der vierzehn Jahre lang Vorsitzender des VS Berlin war, feierte, am 1. Feb-
ruar 2018, seinen 80. Geburtstag. Wir gratulieren sehr herzlich und wünschen für die kom-
menden zwanzig Jahre alles Gute! Mit seinen bisher über fünfzig veröffentlichten Büchern 
verfügt der erfolgreiche Autor über eine große Bandbreite literarischen Schaffens. Als er-
folgreicher Krimi-Autor war Horst Bosetzky, alias -ky, auch Gründer des »Syndikats«, in dem 
sich damals aktive Krimiautoren – „alle, die es damals gab“ – vereinigt hatten. Heute ist die 
Mitgliedschaft auf über sechshundert Autorinnen und Autoren angewachsen. Ende vergan-
genen Jahres hat der Vorstand des VS Berlin einstimmig beschlossen, Horst Bosetzky zum 
Ehrenvorsitzenden des VS Berlin zu ernennen und ihm damit für seine zahlreichen Verdiens-
te zu danken. Die VS-Vorsitzende  des Landesverbands Berlin Astrid Vehstedt überreichte 
die Berufungsurkunde. VS/qk
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33.000 Teilnehmer zählten die Veranstalter 
der Demonstration „Wir haben es satt“ in 
Berlin im Januar dieses Jahres. Gefordert 
wurde eine andere Landwirtschaftspolitik 
und ein zukunftsfähiges Ernährungssystem. 
Die nächste Bundesregierung müsse endlich 
handeln, denn Umwelt, Tiere und Bauernhöfe 
verzeihen keinen weiteren Stillstand. Die For-
derungen: Mehr Mut und mehr Tempo für eine 
Agrar- und Ernährungswende! Das heißt: Um-
bau der Ställe, Glyphosat-Ausstieg und gutes 
Essen für alle! Die Demonstranten – Land-
wirtschaft und Zivilgesellschaft Hand in Hand 
– haben das im Regierungsviertel deutlich 
gemacht. Das Schild am Traktor (Bild oben) 
spielt an auf den damalige Landwirtschaftmi-
nister Christian Schmidt (CSU), der als letz-
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te Amtshandlung dafür sorgte, dass das 
Umweltgift Glyphosat weiterhin auf den 
Feldern versprüht werden darf. Er sieht 
darin keine akute Gefahr.Die Weltgesund-
heitsorganisation stufte das Gift als sehr 
wahrscheinlich krebserregend ein. Guten 
Appetit Herr Schmidt! Und einen Gruß an 
Ihre Freunde in der Chemieindustrie. qk

SILBERSTREIF-Treffen
Von Gabriele Schnorrenberg

Der Raum im 6. Stock des ver.di Hauses war am 
7. März 2018 fast vollständig besetzt! Ungefähr 50 
ver.di KollegInnen im Rentenalter aus unterschiedli-
chen Fachbereichen hatten sich zu ihrem 1. Silber-
streif-Treffen im Jahr 2018 getroffen. Thematischer 
Schwerpunkt war die Neustrukturierung. ver.di-
Fachbereiche sollen zusammengelegt, Bündelun-
gen von Beratungs-und Rechtsangeboten sollen 
erfolgen. Die SeniorInnen wollten mehr wissen! 
Und so berichtete der Kollege Rolf Wiegand vom 
FB 2 umfassend von diesem doch recht komplexen 
Vorgang, von den unterschiedlichen Diskussionse-
benen, der Zeitplanung, Diskussionspapieren, dem 
Zusammenhang zwischen Mitgliederentwicklung 
und Personalausstattung der Gewerkschaft. Der 
laufende Prozess ist angelegt bis 2022.  Bedeutend 
war die Information, dass es Fachbereiche  gibt, in 
denen 80 bis 90 Prozent der KollegInnen bei Ren-
teneintritt die Gewerkschaft verlassen! Umso wich-
tiger der Hinweis einer Kollegin, den hohen Stellen-
wert von Rentnerinnen und Rentner in ver.di für die 
zukünftigen Planungen hervorzuheben und das ist 
dringend notwendig, wenn man das Positionspapier 
liest, wo nur an einem Punkt Seniorinnen und Seni-
oren erwähnt werden.
Bedeutend war die Information für uns, dass es 
Fachbereiche  gibt, in denen 80 bis 90 Prozent der 
KollegInnen bei Renteneintritt die Gewerkschaft 
verlassen! Umso wichtiger der Hinweis einer Kol-
legin, den hohen Stellenwert von Rentnerinnen und 
Rentner in ver.di für die zukünftigen Planungen her-
vorzuheben und das ist dringend notwendig, wenn 
man das Positionspapier liest, wo nur an einem 
Punkt Seniorinnen und Senioren erwähnt werden.
Annette Müller stellte das Projekt Meslek Evi-Be-
rufsförderung. In einem Tandem-Projekt werden 
internationale Auszubildende während ihrer Aus-
bildung von engagierten Menschen  unterstützt. 
Gesucht werden RentnerInnen, die bereit sind als 
Mentorin mitzuarbeiten (siehe Link).
Nächstes SILBERSTREIF-Treffen: 10. Oktober 
2018, 11:00 Uhr,  im Saal Othello in der ver.di-Bun-
desverwaltung Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin, 
(Nähe Ostbahnhof). Alle Berliner ver.di-SeniorInnen 
sind dazu eingeladen. → Berufsförderung

http://www.meslek-evi.de/
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Rentnern
Rentner

helfen

SGB XII, Grundsicherung bei Altersrente, Sozialhilfe 
bei Zwangsverrentung, Wohngeld
im ver.di-Haus, Köpenicker Straße 30, 10179 Berlin.

Informationen und Unterstützung für ver.di-Mitglieder

Nur nach telefonischer Terminvereinbahrung
unter der Rufnummer 0 30-88 66 41 03

SGB II, SGB III, Hilfe bei Sanktionen  . . .
(ohne Voranmeldung, aber unter Umständen mit Wartezeit):
Mittwoch, 16:00-18:00 Uhr: ver.di-Haus, Köpenicker Straße 30, 
10179 Berlin, Raum E.20

SGB II, Überprüfung des Bescheides, Anrechnung 
von Einkommen, Umzugsaufforderung, 
Widersprüche  . . .
Montag und Freitag, 14:00-16:00 Uhr: ver.di-MedienGalerie,
Dudenstraße 10, 10965 Berlin
Dienstag, 10:00-13:00 Uhr und Donnerstag, 14:00-17:00 Uhr: KIEZ-
Treff, Mehrower Alle 28-32, 12687 Berlin
Freitag, 14:00-16:00 Uhr: Otawistraße 15, 13351 Berlin

Erwerbslosen
Erwerbslose
helfen

Informationen und Unterstützung für ver.di-Mitglieder

Redaktionsanschrift: „Die Querköppe“, ver.di Berlin-Brandenburg, FB 8, Köpenicker 
Straße 30, 10179 Berlin. E-Mail der Redaktion: diequerkoeppe@gmx.de
Redaktion: Annemarie Görne, Angelika Kurowski (Korrektur), Anna Schendel, 
Wolfhard Besser, Kurt Pittelkau, Herbert Schadewald, Peter Asmussen (Koordination, 
Produktion, Schlussredaktion)
Herausgeber: SeniorInnenvorstand im Fachbereich 8, Medien, Kunst und Industrie 
im Landesbezirk Berlin-Brandenburg
V.i.S.d.P.: Andreas Köhn, Fachbereichsleiter FB 8
Die Zeitung wird von SeniorInnen ehrenamtlich hergestellt. Namentlich 
gekennzeichnete Artikel geben nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder. 

Für ein kostenloses Abo: formlose Mail an diequerkoeppe@gmx.de
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→Querköppe-Archiv

Seniorinnen und Senioren des Fachbe-
reichs Medien, Kunst und Industrie (FB 8), 
Berlin-Brandenburg

FB 8
Mitgliederversammlungen 2018
im ver.di-Haus
Köpenicker Straße 30, Nähe Ostbahnhof

4. Juni, 11:00 Uhr, Raum 2.12
Kathlen Eggerling, Projektmanagerin von connexx.av, 
der ver.di-Film-Union berichtet von ihrer Arbeit

30. Juli, 11:00 Uhr, Raum 3.12
LobbyControl ist ein gemeinnütziger Verein, der über 
Lobbyismus und Machtstrukturen in Deutschland und 
der EU aufklärt. Sie setzen sich für Transparenz, demo-
kratische Kontrolle und klare Schranken der Einflussnah-
me auf Politik und Öffentlichkeit ein.
ver.di-Mitglied Annette Sawatzki, Campaignerin im Ber-
liner Büro von LobbyControl stellt uns die Organisation 
vor.

Weitere Mitgliederversammlungen am 24. September 
und 26 November 2018, beide im Raum 3.12

→ Senioren FB8

https://senioren-berlin.verdi.de/branchen/medien-kunst-industrie/++co++82b57e42-8204-11e3-b7bf-52540059119e
https://senioren-berlin.verdi.de/branchen/medien-kunst-industrie

